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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Die Transparenz von Gerichtsverfahren war im Berichtjahr Gegenstand von
Diskussionen. Im Ständerat löste eine Motion Martin Schmid (fdp, GR) eine Debatte aus.
Der Vorstoss fordert eine Live-Stream-Direktübertragung von öffentlichen
Urteilsberatungen des Bundesgerichtes analog zu den Parlamentsdebatten. Der
Motionär machte geltend, dass die bundesgerichtliche Entscheidfindung nur einem
kleinen Kreis Interessierter vor Ort zugänglich sei. Dies sei unbefriedigend, da eine
vollständige Nachvollziehbarkeit der Urteile mit Hilfe einer nachträglichen Konsultation
der kürzeren schriftlichen Veröffentlichung, die zudem Minderheitsmeinungen in der
Regel nicht beinhalte, nicht möglich sei. Dies führe zu Kritik und schliesslich zu
Misstrauen in die Gerichte. In seiner Stellungnahme amtierte der Bundesrat als
Sprachrohr der Bundesrichter, die einer Übertragung von öffentlichen Beratungen
überaus skeptisch gegenüberstanden. Das geltende Prozessrecht garantiere bereits
Öffentlichkeit und eine Direktübertragung könne die Transparenz kaum steigern. Die
kleine Kammer schenkte diesen Bedenken allerdings kein Gehör und überwies die
Motion mit 34 zu 6 Stimmen an den Nationalrat, der sie im Berichtjahr noch nicht
behandelte. Auch eine Motion Ribaux (fdp, NE), die das Verbot von SMS und Tweets aus
Gerichtssälen vorsieht, stand zur Behandlung im Plenum noch an. 1

MOTION
DATUM: 11.09.2013
MARC BÜHLMANN

Beide Räte überwiesen diskussionslos eine auch vom Bundesrat unterstützte Motion
Ribaux (fdp, NE), die eine Revision des Artikels 23 der Schweizerischen
Strafprozessordnung (StPo) verlangt, damit die Fälschung von Autobahnvignetten nicht
mehr von der Bundesanwaltschaft, sondern von den kantonalen Gerichten geahndet
werden muss. Tatsächlich sieht Art. 23 StPo vor, dass die Fälschung von Urkunden des
Bundes der Bundesgerichtsbarkeit unterstehe. Darunter fällt auch die
Autobahnvignette, was allerdings bei etwa 900 Fälschungsfällen pro Jahr mit einer sehr
starken Belastung der Bundesanwaltschaft einhergeht. 2

MOTION
DATUM: 02.12.2013
MARC BÜHLMANN

War 2014 ein Vorstoss für mehr Transparenz von Gerichtsverfahren im Nationalrat
noch abgelehnt worden, verwahrte sich die grosse Kammer in der Sondersession im Mai
auch gegen ein Verbot für die Benutzung von Kommunikationsmitteln während
Gerichtsverhandlungen. Die Motion Ribaux (fdp, NE), aufgrund dessen Wahl in den
Neuenburger Staatsrat in der Zwischenzeit übernommen von Olivier Feller (fdp, VD),
wollte verhindern, dass mittels SMS oder Twitter in Echtzeit Informationen aus dem
Gerichtssaal verbreitet werden, womit die Wahrheitsfindung beeinträchtigt würde, weil
noch anzuhörende Zeugen durch solche Informationen allenfalls beeinflusst werden
könnten. Die grosse Kammer folgte den Erwägungen des Bundesrates, der eine solche
Massnahme als nicht angezeigt beurteilte, weil die meisten Beweise bereits im
Vorverfahren erhoben würden und die Information auch ohne Kommunikationsmittel
beispielsweise in Verhandlungspausen geschehen könnte: Mit 131 zu 50 Stimmen bei 5
Enthaltungen wurde die Motion abgelehnt. 3

MOTION
DATUM: 05.05.2015
MARC BÜHLMANN

Die 2013 von beiden Räten angenommene Motion Ribaux (fdp, NE), die verlangt, dass
die Ahndung der Fälschung von Autobahnvignetten vom Bundesgericht auf die
kantonalen Gerichte übertragen wird, wurde aufgrund der Behandlung des neuen
Ordnungsbussengesetzes (OBG) abgeschrieben.

MOTION
DATUM: 07.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sport

Ein Postulat Ribaux (fdp, NE) fordert die stärkere Bekämpfung des Sportbetrugs als
Strafbestand. Mit drei Vorschlägen trat der Postulant an den Nationalrat: Personen,
welche Sportbetrug ausüben oder dazu anstiften sollen von Amtes wegen und mit
Zuständigkeit bei der Bundesanwaltschaft verfolgt werden; die betroffenen
Sportverbände sollen Parteistellung nehmen können; die amtliche Überwachung soll
ermöglicht werden. Die Manipulation von Sportresultaten schade dem Image des Sports
und wirke sich negativ auf die gesellschaftlichen, erzieherischen und kulturellen Werte
aus, für die der Sport stehe, so der Nationalrat. Der Tatbestand Sportbetrug wurde
aufgegriffen, nachdem Wettskandale auch in Schweizer Wettbewerben festgestellt
wurden. Der rechtliche Rahmen reiche gegenwärtig nicht aus, um bestimmte Arten des
Betrugs bestrafen zu können und er erlaube keine rigorose und wirkungsvolle
strafrechtliche Verfolgung solcher Handlungen. In die gleiche Richtung stiess der
Bundesrat, welcher bereits aus einem Postulat der WBK-SR „Korruptionsbekämpfung
und Wettkampfmanipulation im Sport“ beauftragt war, einen Bericht über bestehende
Möglichkeiten bei der Bekämpfung von Korruption und Wettkampfmanipulation im
Sport vorzulegen und Lösungsansätze aufzuzeigen. Darin wollte der Bundesrat die
geforderten Punkte aufgreifen und alles zusammen darlegen. Der bundesrätlichen
Empfehlung auf Annahme folgte das Plenum Ende Jahr. 4

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

1) Mo. 13.3660: AB SR, 2013, S. 707 ff.; Mo. 13.3447 (Ribaux); AZ, 21.6.13; NZZ, 24.7. und 9.8.13; Presse vom 12.9.13.
2) AB NR, 2013, S. 1182; AB SR, 2013, S. 1022.
3) AB NR, 2015, S. 670 f.; Mo. 13.3447; Mo. 13.3447 (Abstimmung); NZZ, 5.7.16
4) AB NR, 2012, S. 2253; Po. 11.3754 (WBK-SR): AB SR, 2011, S. 924
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